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Beklagte und Revisionsklägerir)°

Der 12° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche 'Verhandlüng am 28„ April 1971 durch

Senatspräsident Dr„ H a u 8
'Vorsitzender +,

Bundesriohterin G e y s e r,
Bundesrichter Dr“ F r i e d e r i c h s,

Bundessozialrichter H a u s e n, und

Bundessozialrichter H 0'e s c h

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Baden«Württemberg Vom26° Mai
1970 wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergerichte
lichen_Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte den

Kläger auf dessen Antrag gemäßArt„ 2 $ 1 Abs° l Buchst° b)
des Angestelltenversicherungs»NeuregelungSgésetzes (AnVNG)

idF des Gesetzes zur Verwirklichung der mehrjährigen Finanz—

planung des Bundes, 2„ Teil — Finanzänderungsgesetz 1967

(FinÄndG1967} „(BGBi„ I 30 1259) von der VersicherUngs—
pflicht in der Angestelltenversicherung (AnV) zu befreien

hat„

Der 1956 geborene Kläger bezog als Angestellter ein Gehalt,
des bis einschließlich November 1967 unter und vom‘lo‚De—

zember 1967 an über der damaligen Jahresarbeitsverdienst—

grenze in der AnV lag, so daß er, falls die Vorschriften
in 5 4 Abs° l Nr° l und 5 5 Abs„ 2 des Angestelltenver—
sicherungsgesetzes (AVG) aF nach Ablauf des Monats Dezem—

ber 1967 in Kraft geblieben wären, danach versicherungsfrei
geworden wäre° Der Kläger hatte rechtzeitig ausreichende

Lebensversicherungsverträge geschlossen„'Die Beklagte lehn—

te den Antrag des Klägers ab, ihn nach Art° 2 5 l AnVNG

idF des FinÄndG 1967 von der Versicherungspflicht zu be—
freien, weil er bis zum

51; Dezember l967 versicherung5u

pfliehtig beschäftigt gewesen sei (Bescheid vom 5; September
1968; Widerspruchsbescheid vom ll° November 1968)° Das
SOZialgericht (SG) hat die Beklagte unter Aufhebung des

Bescheiäes in der Gestalt des WiderspruchsbeSCheides für

verpflichtet erklärt, den Kläger ab l° Januar.l968 von der
Versicherungspflicht zu befreien (Urteil-vom 190 Mai 1969)5

DasLandessozialgericht (LSG)hat die Berufungder Bekiag»
ten zurückgewiesen und die ReviSion zugelassen (Urteil vom
26°—Mai 1970)e

Die Beklagte hat gegen diesesürteil Revision eingelegt°

Sie rügt Verletzung des Art° 2 5 l AnVNGidF des FinÄndG
1967°
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Die Beklagte beantragt,

die Urteile des LSG Baden—Württemberg vom 26„Mai

1970 und des SGMannheimvom19° Mai 1969 aufzu»
heben und die Klage gegen den Bescheid der Be—

klagten vom 50 September 1968 in der Gestalt des—

Widerspruchsbescheids vom ll° November 1968 ab—

zuweisen„

“Der Kläger beantragt,

_die Revision der Beklagten zurück2uweisenJ

Die Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt,
daß der Senat durch Urteil ohne mündliche Verhandlung ent«

scheidet (% 124 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°

II

Die Revision der Beklagten ist unbegründet,

Das LSG hat im Ergebnis zutreffend den Antrag des Klägers,

ihn nach Art° 2'$ l Abs° l Buchst° b) AnVNG idF des FinÄndG

1967 von der Versicherungspflicht in der AnV Zu befreien,

für berechtigt erklärt° Eine solche Befreiung hat die Be—

klagte auszusprechén, wenn bestimmte, im Gesetz näher

bezeichnete Voraussetzungen vorliegen„ Mit Recht hat das

Berufungsgericht sein Augenmerk auf den alleinigen Streit— ‘

pünkt gerichtet, ob der Kläger vor dem l° Januar_l968 "

nicht versicherungspflichtig gewesen ist und ob er aufgrund
des EinÄndG 1967 wieder versicherung3pflichtig geworden V

'ist° Es hat den ihm nicht eindeutig erscheinenden Wortlaut}

desArt; 2 5 1 Abs, 1 Buchst„b) AnVNGidF desFinÄndG'l967
auf mindestens zweifache weise für auslegungéfähig gehalten
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und deshalb zwischen einer
zeitlichen und rechts—

logischen Betrachtungsweise unterschieden° Mit der

letzteren hat es seine Entscheidung begründet‚ nicht

aber mit der zeitlichen, zu der es folgendes erwogen
hat;

Nach @4 Abs„ 1 Nr„ 1 1„V„m° % 5 Abs„ 2 Satz 1 AVG
in der bis 51° Dezember 1967 geltenden Fassung wurde

der Versicherte, der die Versicherungspflichtgrenze

überschritt, mit Ablauf des Monats des Überschreiw

tens versicherungsfréi° Der Kläger wäre danach zwar
mit Ablauf des 510 Dezember 1967 für die spätere Zeit

versicherungsfrei geworden, jedoch schloß sieh un—

mittelbar daran wegen des Wegfalls der Versicherungs—

pflichtgrenze wieder die Versicherüngspflicht an,

so daß — rein zeitlich gesehen — die Versicherungs—

pflicht ununterbrochen bestandenhhat Und aus dieser
Sicht der Befreiungsantrag hätte erfolglos bleiben„
inüssen° Diese Betrachtungsweise hat das LSG indes

vor einer anderen, die
es die "rechtslogische" geek

nennt hat, zurücktreten lassen, wobei es mit darauf

abgehoben hat, daß zwar die Versicherungspflicht

in der AnV erst "im letzten Augenblick" des 31 De—

zember 1967 entfiel, aber "die Versicherungsfrei—'

heit bereits im nächsten Augenblick aufgrund des-
neüen Re0htszustandes neu begründet wurde"° Dies

führte das LSG zu dem Schluß‚ "rechtslogisch"
sei die:Versicherungspflicht

vor dem lo Januar“
‘1968 entfallen°

iDie Beklagte möchte mit der_Revision diese Aus—V
legung und vornehmlich das Ergebnis, daß sie den

_Kläger vön der Versicherungspflicht zu befreien
„habe, verworfen wissen° Dem_von der.Beklagten
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erstrebten Ergebnis steht aber folgendes entgegen: Wie
der erkennende Senat in seinem_Urteil vom selben Tage_

—12/11 RA 156/70 —unter Hinweis auf Wortlaut, Ent—
stehungsgeschichte sowie Sinn und Zweck von Art° 2 € 1

Abs“ 1 Buchst° a) AnVNG idF des FinÄndG 1967 ausge—
führt hat, erfordert diese Befreiungsart von der Ver«*
{sicherungspflicht zweierlei: Der Angestellte muß im

Dezember 1967 versicherungsfrei gewesen sein‚ weil er
die Jahresarbeitsverdienstgrenze überschritt, zum anderen

muß er aufgrund des FinÄndG 1967 ab 1° Januar 1968 ver«
sicherungspflichtig geworden sein° Dasselbe gilt fürl

die Befreiungsmöglichkeit nach Buchst° b) des Art„ 2

5 1 Abs; 1 AnVNGidF des FinÄndG1967° Die zweite ‘
der genannten Voraussetzungen - der Angestellte muß

aufgrund des FinÄndG 1967 ab 1° Januar 1968 versiche—

rungspflichtig geworden sein — hat der Kläger zweifels—
frei erfüllt° Die erste Voraussetzung, wonach der Ange»

stellte im Dezember 1967 versicherungsfrei gewesen sein

muß, scheint, wie gerade mit der oben angeführten Be—

trachtung aus zeitlicher Sicht belegt werden kann, zu‘

fehlen„ Jedoch würde man damit dem Umstand nicht gende

gend Rechnung tragen‚ daß bei der früheren Regelung des

5 4 Abs° 1 Nr„ 1 i„v„m„ @5 Abs° 2 Satz 1 AVGin der
bis 31° Dezember 1967 geltenden Fassung deutlich zwischen

dem Eintritt neuer Tatsachen —höheres Einkommen des
Versicherten und darauf beruhendes Überschreiten der
versichernngspflichtgrenze

— und der daran geknüpften‚

aber—zeitlich verzögerten Recht3folge der Versicherungs—

freiheit unterschieden werden ist„ Zutreffend weist das
LSG in den Gründen seines Urteils auf die Ungereimtheit

des Ergebnisses hin, zu dem es käme, Wenn man_diejenigen‚

welche die Voraussetzungen für den Wegfall der Versiche—
rungspflicht schon im Dezember 1967 erfüllt hatten, aber

wegen 5 5 Abso 2 AVG aF erst mit dem Ablauf des Blonezema

ber 1967 versicherungsfrei geworden wären, hinsichtlich
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der Möglichkeit ihrer Befreiung
von der AnV—Pflioht anders

behandeln wollte als diejenigen, die diese Voraussetzungen

bereits längere Zeit vor dem 1° Januar 1968 erfüllt hatten°

Auch nach der Auffassung des erkennenden Senats liegt es
daher im_Rahmen einer zulässigen Auslegung des Art; 2 S 1

Abs° l Buchst° b) AnVNGidF des FinÄndG 1967, wenn es zur
Erfüllung der ersten Voraussetzung dieser Vorschrift — der

Angestellte muß im Dezember 1967 versicherungsfrei gewesen

sein — ausreicht, daß er im Dezember 1967 die tgtgägh}jghpg

Voraussetzungen für den Eintritt der Versicherungsfreiheit

bereits erfüllt hatte° Das war beim Kläger der Fall, da

sein Gehalt vom l° Dezember 1967 an die damalige Jahres“

arbeitsverdienstgrenze in der AnV überstieg°

Die Kostenentscheidung folgt aus % 193 SGG°
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